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Weinmann: Regierung kleckert bei Pflichtaufgaben wie der Justiz – klotzt
bei ideologischen Projekten

Zur Landtagsdebatte zum Haushalt des Ministeriums der Justiz und für Europa sagte der rechtspolitische
Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Nico Weinmann:

„Eine der Kernaufgaben des Landes ist es, den Rechtsstaat, dessen Rückgrat die Justiz ist,
durchsetzungsfähig zu halten. Nachdem diese Pflicht von der grün-roten Landesregierung jahrelang
vernachlässigt wurde, geht nun auch Grün-Schwarz die bekannten Defizite nur unzureichend an. So
fehlen dem Land unter anderem über 200 Richter und Staatsanwälte und ein der erhöhten
Gefährdungslage in den Justizgebäuden angepasstes Sicherheitskonzept. Die von der Koalition
beschlossenen zusätzlichen 74 Stellen für Richter und Staatsanwälte und 21 Stellen für die
Sicherheitsgruppen der Gerichte und Staatsanwaltschaften reichen bei weitem nicht. Hier muss geklotzt
werden und nicht gekleckert. Dabei ist zur Erleichterung der Nachwuchsgewinnung und Wertschätzung
junger Beamter die Absenkung der Eingangsbesoldung zurückzunehmen.

Grün-Schwarz hat den Haushalt mit ideologischen Projekten auf über 47,8 Milliarden Euro aufgebläht,
spricht aber, wenn es um die Justiz geht, von einer schwierigen Haushaltssituation. Wenn man
berücksichtigt, dass der schwarz-gelbe Haushalt von 2010 lediglich 35 Milliarden Euro umfasste, muss
man sich nicht wundern, dass in der Justiz über die verquere Ausgabenpolitik der Landesregierung
frustriert der Kopf geschüttelt wird.“


